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Streit um Einweg-Müll 
Verpackungssteuer auf dem Prüfstand
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Debatte um den Ganztag 
28. Januar 2026 – Vom Schuljahr 2026/27 an haben Eltern einen gesetzlichen Anspruch auf eine Ganztagsbetreuung für ihr Grundschulkind. 
Dies gilt ab Sommer zunächst für Erstklässlerinnen und Erstklässler. Wenige Monate vor dem Start löste eine Umfrage eine Debatte im Land-
tag aus: Demnach geht fast jede dritte Grundschule davon aus, dass sie den Rechtsanspruch nicht sicherstellen kann. 

Henning Höne (FDP) Jochen Ott (SPD) Dr. Jan Heinisch (CDU)

Der Aktuellen Stunde lagen Anträge der Fraktionen von FDP 
und SPD zugrunde. Beide beziehen sich auf die Umfrage im Auf-
trag des Verbands für Bildung und Erziehung. Die Ergebnisse 
seien dramatisch, weil nur noch wenige Monate bis zum neuen 
Schuljahr blieben, um betroffene Schulen bei der Umsetzung des 
Rechtsanspruchs zu unterstützen, heißt es im Antrag der FDP 
(18/17539). Die SPD mahnt in ihrem Antrag (18/17540) unter 
anderem, dass die Verantwortung für die Umsetzung des Ganz-
tags nicht „weiter einseitig auf die Kommunen abgewälzt“ werden 
dürfe. Städte und Gemeinden stünden bereits heute „unter erheb-
lichem finanziellen und organisatorischen Druck“. 

FDP-Fraktionschef Henning Höne kritisierte eine Tatenlosig-
keit der Landesregierung, obwohl wenige Monate vor Start des 
Rechtsanspruchs ein Drittel der Schulen sage: „Es wird nicht ge-
hen.“ Zugleich löse die Regierung ihr Versprechen nicht ein, den 
Ganztag gesetzlich zu regeln, weil sie die daraus folgenden Kosten 
scheue. Sie lasse damit die Familien im Stich, gefährde die Verein-
barkeit von Beruf und Familie und spare an den Bildungschancen 
junger Menschen. 

Der Rechtsanspruch sei ein „enormer Fortschritt“ für Eltern 
und Kinder, stellte SPD-Fraktionschef Jochen Ott fest. Dieser drohe 
in Nordrhein-Westfalen zu scheitern, denn ein Drittel der Grund-
schulleitungen halte ihn aufgrund fehlender Voraussetzungen für 
nicht umsetzbar. In anderen Bundesländern funktioniere die Um-
setzung, in Nordrhein-Westfalen scheue die Landesregierung die 
Verantwortung. Die Lösung sei „ein Ganztagsgesetz mit verbind-
lichen Standards und verlässlicher Finanzierung“. 

Die Opposition lege keine konkreten Vorschläge vor und be-
treibe eine „Skandalisierung“, kritisierte Dr. Jan Heinisch (CDU). 
„Mit Schlechtreden gestaltet man kein Land.“ Die Gesellschaft 

habe großes Interesse, dass der Offene Ganztag (OGS) funktio-
niere und der Rechtsanspruch erfüllt werde. Die Landesregierung 
arbeite die Themen „Schritt für Schritt“ ab. Im Jahr 2017 habe 
es in NRW rund 307.000 Ganztagsplätze gegeben, 2024 seien es 
bereits 430.000 gewesen. 

„Kommunen stoßen an Grenzen“
Die „fehlende Ausgestaltung“ des Offenen Ganztags sei lange be-
kannt, sagte Dr. Christian Blex (AfD). Die eigene Fraktion erkenne 
an, dass eine „qualitative Nachmittagsbetreuung“ dringend not-
wendig sei. Die Notwendigkeit weise jedoch auf eine Fehlentwick-
lung hin: Kinderbetreuung und Angehörigenpflege kollidierten 
mit einer steigenden Arbeitsbelastung. Das sei nur noch für die 
wenigsten Familien zu schaffen. Auch Kommunen stießen bei der 
Kinderbetreuung an ihre Grenzen. 

„62 Prozent der Schulleitungen gehen davon aus, dass sie zum 
nächsten Schuljahr den OGS-Rechtsanspruch umsetzen können. 
Das ist eine gute Nachricht“, sagte Eileen Woestmann (Grüne). Dem 
auf Bundesebene beschlossenen Rechtsanspruch auf Landesebe-
ne gerecht zu werden, sei die zentrale bildungspolitische Aufgabe 
dieser Legislaturperiode. Das Land investiere so viel wie noch nie 
in den Ganztag: „Für echte Bildungschancen. Für jedes Kind.“  

Schulministerin Dorothee Feller (CDU) betonte, der Offene 
Ganztag sei kein neues Thema. Dasselbe gelte für den Rechts-
anspruch auf Ganztagsbetreuung. Man arbeite daher seit Jahren 
intensiv an seiner Umsetzung, habe vorgesorgt und stelle die 
entsprechenden finanziellen Mittel bereit. Auf diese Weise wer-
de Verlässlichkeit vor Ort in den Kommunen geschaffen. Damit 
stehe fest: Jeder Platz, der von den Kommunen beantragt werde, 
könne auch bewilligt werden, sagte Feller. � glu, wib, tob, rüc

Dr. Christian Blex (AfD) Eileen Woestmann (Grüne)
Schulministerin 
Dorothee Feller (CDU)

Fotos: Schälte

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17539.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17540.pdf
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01637
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01581
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01730
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01709
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01867
https://www.schulministerium.nrw/ministerium/ministerin-dorothee-feller
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AUS DEM PLENUM
Erbschaftsteuer

28.1.2026 – Die SPD-Fraktion wirbt für eine Reform der Erb-
schaftsteuer. Vermögen und Einkommen seien in Deutschland 
sehr ungleich verteilt, heißt es in einem Antrag der Fraktion 
(18/17449). Nach Schätzungen würden zwischen 2012 und 2027 
jährlich bis zu 400 Milliarden Euro vererbt und verschenkt. Das 
Erbschaft- und Schenkungsteueraufkommen werde für 2026 
jedoch auf lediglich 12,3 Milliarden Euro bundesweit prognos-
tiziert. „Diese erhebliche Diskrepanz macht deutlich: Wer in 
Deutschland eine halbe Million erbt, zahlt regelmäßig prozentual 
mehr Steuern als jemand, der 100 Millionen erbt.“ Die Erbschaft- 
und Schenkungsteuer wird vom Bund erhoben und an die Länder 
weitergegeben. Der Antrag wurde mit den Stimmen der anderen 
Fraktionen abgelehnt. 

Deutschförderung

28.1.2026 – Mit Sorge beobachte man „den fortlaufenden Rück-
gang“ der Bildungsstandards in Nordrhein-Westfalen, heißt es in 
einem Antrag der AfD-Fraktion (18/17452). Dieser sei primär auf 
Zuwanderung zurückzuführen. Die Strategie der Fraktionen, zum 
Beispiel fremdsprachige Prüfungsaufgaben in nichtsprachlichen 
Schulfächern einzuführen, gehe nicht auf: „Konsequenz ist ein 
Bildungsrückgang, der einheimische Schüler sowie leistungsbe-
reite Zuwanderer benachteiligt.“ Stattdessen brauche es besonders 
für zugewanderte Schülerinnen und Schüler Spracherwerbskurse. 
Die Deutschförderung müsse intensiviert werden, „anstatt Defi-
zite durch die Senkung von Anforderungen zu kaschieren.“ Der 
Antrag wurde mit den Stimmen aller anderen Fraktionen abge-
lehnt.

Solidarität mit der Ukraine 

28.1.2026 – Vier Jahre nach Beginn des russischen Angriffskriegs 
hat der Landtag seine Solidarität mit der Ukraine bekräftigt. Ge-
gen die Stimmen der AfD wurde ein Antrag von CDU, SPD und 
Grünen beschlossen (18/17457 Neudruck). Darin wird die Lan-

desregierung unter anderem beauftragt, die Hilfe des Landes für 
die Ukraine, insbesondere im Rahmen der Regionalpartnerschaft 
mit der frontnahen Region Dnipropetrowsk, „weiterhin aktiv fort-
zusetzen, zu verstetigen und wo möglich weiter zu intensivieren“. 
Im Antrag heißt es weiter: „Die Botschaft ist klar: Nordrhein-
Westfalen ist und bleibt ein verlässlicher Partner. Das bisherige 
Engagement gilt es fortzusetzen und perspektivisch auszubauen. 
Dabei wollen wir eine Partnerschaft auf Augenhöhe, die einen 
Mehrwert für beide Seiten schafft.“ 

Foto: Schälte

Windkraft

28.1.2026 – Die Landesregierung müsse sicherstellen, dass Wind-
räder mit einem Abstand von mindestens 1.000 Metern zu Infra-
struktur wie Straßen gebaut würden. Das fordert die AfD-Fraktion 
in einem Antrag (18/17453). Hintergrund: Anfang Januar brach 
das Rotorblatt eines Windrads bei Bedburg. In der Folge wurde 
die naheliegende Autobahn 44 am Autobahnkreuz Jackerath ge-
sperrt. Der Betrieb von Windrädern in der Nähe von Straßen und 
anderer Infrastruktur ziehe erhebliche Gefahren nach sich. Rotor-
blätter könnten Geschwindigkeiten von mehr als 390 km/h errei-
chen. Ein abreißendes Teil werde hunderte Meter weit fliegen, ehe 
es gegebenenfalls auf einer Fahrbahn lande. Der Antrag wurde an 
den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Ener-
gie (federführend) überwiesen.

Organisierte Kriminalität 

28.1.2026 – Die Fraktionen von CDU und Grünen wollen die 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität sowie der Steuer-, 
Geldwäsche- und Finanzkriminalität weiter stärken. Nötig sei 
eine „konsequente Abschöpfung unrechtmäßig erlangten Ver-
mögens“, schreiben die Fraktionen in einem Antrag (18/17460). 
Die Landesregierung solle auf Bundesebene auf rechtliche Än-
derungen hinwirken, um die Vermögensabschöpfung zu erleich-
tern. Die zuständigen Behörden in NRW seien so auszustatten, 
„dass sie die erweiterten gesetzlichen Möglichkeiten wirksam 
anwenden können“. Der Antrag wurde bei Enthaltung der AfD 
angenommen. 

Genitalverstümmelung

29.1.2026 – In Nordrhein-Westfalen seien Schätzungen zufolge 
etwa 22.500 Mädchen und Frauen von Genitalverstümmelung 
betroffen, schreiben die Fraktionen von CDU, SPD, Grünen und 
FDP in einem gemeinsamen Antrag (18/17458 Neudruck). Rund 
4.300 Mädchen seien akut gefährdet. Genitalverstümmelung sei in 
Deutschland strafbar – unabhängig davon, ob die Tat im In- oder 
Ausland begangen werde. Dennoch bestünden „weiterhin erheb-
liche Schutzlücken“. Eine besondere Herausforderung stellten so-
genannte „Ferienbeschneidungen“ in Herkunftsländern dar. Die 
Landesregierung solle verstärkt aufklären sowie „Betroffene im 
Kontext migrationspolitischer Entwicklungen“ schützen. Der An-
trag wurde gegen die Stimmen der AfD-Fraktion angenommen. 

Führerschein mit 16 

29.1.2026 – Die FDP möchte das Alter für das begleitete Fahren von 
derzeit 17 auf 16 Jahre absenken. In einem Antrag (18/17462) for-
dert sie die Landesregierung auf, sich bei der EU und beim Bund 
für einen nordrhein-westfälischen Modellversuch einzusetzen. Die 
Fraktion verweist auf positive Erfahrungen mit dem begleiteten 
Fahren ab 17. Ein noch früherer Einstieg in den Lernprozess würde 
die Verkehrssicherheit weiter stärken, indem Fahranfängerinnen 
und Fahranfänger über einen längeren Zeitraum hinweg Fahrpraxis 
unter Anleitung sammeln könnten. Der Antrag wurde zur weiteren 
Beratung an den Verkehrsausschuss überwiesen. 

Krebsüberlebende

29.1.2026 – Wer im Kindes- oder Jugendalter eine Krebserkran-
kung überlebe, dürfe später nicht benachteiligt werden, heißt es 
in einem Antrag der SPD-Fraktion (18/17447). Dies müsse un-
ter anderem für Versicherungsabschlüsse, Kreditvergaben sowie 
Verbeamtungs- und Adoptionsverfahren gelten. Die Landesregie-
rung solle sich auf Bundesebene für eine zügige Umsetzung der 
EU-Richtlinie zum „Recht auf Vergessenwerden“ einsetzen. Der 
Antrag wurde zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (federführend) überwiesen. 

Taxi- und Mietwagenmarkt

29.1.2026 – Die Fraktionen von CDU und Grünen fordern faire 
Wettbewerbsbedingungen für den Taxi- und Mietwagenmarkt. In 
größeren Städten und Ballungsräumen bestehe ein „erheblicher 
Konkurrenzdruck“ durch digitale Vermittlungsplattformen von 
Mietwagen, heißt es in einem Antrag (18/17459) der Fraktionen. 
Mietwagen seien rechtswidrig bei der Personenbeförderung im 
Einsatz. Ihre Angebote seien oft günstiger, da sie Preise flexibler 
gestalten könnten. Die Landesregierung solle mit Kommunen 

Wege finden, wie Wettbewerbsregeln konsequenter eingehalten 
und kontrolliert werden könnten. Mindesttarife für Mietwagen 
seien zu prüfen. Der Antrag wurde bei Enthaltung von FDP und 
AfD angenommen. 

Große Anfrage 

30.1.2026 – Mit einer Großen Anfrage der FDP-Fraktion 
(18/15487) zum Thema „Bildungschancen in Nordrhein-West-
falen“ sowie der Antwort der Landesregierung (18/16951) haben 
sich die Abgeordneten befasst. Chancengerechtigkeit sei die Vor-
aussetzung für eine liberale und demokratische Gesellschaft, heißt 
es in der Anfrage. Die schwarz-grüne Landesregierung habe sich 
„ambitionierte Ziele gesetzt“, um den diesbezüglichen Herausfor-
derungen zu begegnen. Es sei jedoch unklar, welche Wirkung die 
angekündigten Maßnahmen zeigten. Unter anderem wolle man 
wissen, welche versprochenen Maßnahmen umgesetzt worden 
seien und wo Probleme ungelöst blieben. Die Landesregierung, fe-
derführend das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration, antwortete auf die 217 Fragen 
mit einem knapp 290 Seiten starken Papier.  

Kinderbildungsgesetz

30.1.2026 – Die Landesregierung hat einen Entwurf zur Reform 
des Kinderbildungsgesetzes eingebracht. Der Fachkräftemangel 
sei die „größte Herausforderung für Träger von Kindertagesein-
richtungen“, heißt es im Entwurf (18/17575). Auch finanziell sei-
en die vergangenen Jahre eine große Herausforderung für Träger 
gewesen. Die Reform solle unter anderem die Fachkräftesituation 
verbessern, Finanzen stabilisieren, Bürokratie abbauen sowie För-
derprogramme zusammenlegen und optimieren. Das Gesetz füh-
re 2027/2028 zu Mehrausgaben im Landeshaushalt von rund 250 
Millionen Euro. Der Entwurf wurde zur weiteren Beratung an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend überwiesen.
	

VEREIDIGUNG

Der Präsident des Landtags, André Kuper, hat am 
28. Januar 2026 Verena Schäffer als Ministerin für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integrati-
on vereidigt. Die 39-jährige bisherige Grünen-Fraktions-
chefin war am Vortag von Ministerpräsident Hendrik Wüst 
(r.) ernannt worden. Sie folgt auf Josefine Paul (Grüne), 
die das Amt niedergelegt hatte. � Foto: Schälte 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17449.pdf
http://
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17457.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17453.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17460.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17458.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17462.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17447.pdf
http://
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-15487.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-16951.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-17575.pdf
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Solingen und die Folgen
30. Januar 2026 – Es sollte eine fröhliche Feier werden, dann kam der Terror: Am Abend des 23. August 2024 griff ein Mann auf dem Stadtfest 
in Solingen Menschen mit einem Messer an. Bei dem islamistischen Anschlag starben drei Personen, acht weitere wurden teils lebensgefähr-
lich verletzt. Über die Aufarbeitung des Anschlags debattierte der Landtag. 

Seite 6

P L E N U M

Seite 6Seite 6Seite 6

Gedenken an die Opfer des Anschlags von Solingen Foto: Schälte

Der Täter hatte Ende 2022 in Deutschland Asyl beantragt. Sei-
ne Abschiebung war misslungen. Im Landtag befasst sich ein von 
CDU, SPD, Grünen und FDP beantragter Parlamentarischer Un-
tersuchungsausschuss mit der Aufarbeitung des Anschlags. 

Die Aktuelle Stunde war von der FDP-Fraktion initiiert worden. 
Im Antrag (18/17581) heißt es, „aktuelle Medienberichte, insbeson-
dere über bislang nicht vorgelegte, gleichwohl veraktete dienstliche 
Kommunikationsmittel aus dem unmittelbaren Umfeld des An-
schlagswochenendes“ würden die Frage aufwerfen, ob die Landes-
regierung „ihrer Verantwortung zur vollständigen und unverzügli-
chen Information des Parlaments tatsächlich“ nachkomme. 

Die Menschen im Land erwarteten von der Regierung voll-
ständige und ehrliche Aufklärung, sagte FDP-Fraktionschef 
Henning Höne. Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) habe nach 
dem Anschlag „maximale Transparenz“ versprochen. Dennoch 
lägen dem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss noch im-
mer nicht alle Akten vor. Dies lasse nur den Rückschluss zu, dass 
das Versprechen „offensichtlich nicht ernst gemeint“ war. Höne 
sprach von „Führungs- und Verantwortungsverweigerung“. 

Kommunikation, Aktenvollständigkeit und korrekte Zulei-
tung seien wichtig, sagte Fabian Schrumpf (CDU). Er warne aber 
„vor einer Debatte, die am Ende so tut, als sei Kommunikation 
der Hauptgegner“. Das seien vielmehr der islamistische Terror, 
Radikalisierung sowie „Strukturen, die Gewalt ermöglichen und 
Lücken, die wir schließen müssen“. Ziel müsse es sein, „Terror 
künftig so unwahrscheinlich wie möglich zu machen“. Die Lan-
desregierung habe mit dem „Sicherheitspaket“ bereits geliefert. 

Angesichts der Vorkommnisse in den vergangenen 15 Mona-
ten rund um den Untersuchungsausschuss habe sie „etwas mehr 
Demut“ von ihrem Vorredner erwartet, kritisierte Lisa-Kristin 
Kapteinat (SPD). Ministerpräsident Wüst habe „maximale Trans-

parenz“ bei der Aufklärung versprochen. „Erleben durften wir 
eine beispiellose Blockade“, so Kapteinat. Die Landesregierung 
handle nach dem Prinzip „Verzögern und Verschleppen“ und neh-
me Verfassungsbrüche in Kauf. 

Das „lautstarke Getöse der Opposition“ benötige keine weitere 
Kommentierung, sagte Laura Postma (Grüne). Es gehe darum, die 
Ereignisse rund um den „furchtbaren Terroranschlag“ aufzuklä-
ren und mögliche Fehler im System aufzudecken. Es müsse alles 
für die Sicherheit im Land getan werden, damit sich ein solcher 
Anschlag nicht wiederhole. Die Landesregierung habe dazu ein 
Maßnahmenpaket mit den drei Säulen „Sicherheit, Migration und 
Prävention“ auf den Weg gebracht. 

„Strukturelle Änderungen“
Enxhi Seli-Zacharias (AfD) sagte, im Untersuchungsausschuss des 
Landtags zum Anschlag in Solingen gehe es nicht um das über-
geordnete Interesse, was strukturell geändert werden könne, um 
künftig Terroranschläge zu verhindern. Vielmehr stünden stra-
tegische Überlegungen im Vorfeld der Landtagswahl 2027 im 
Vordergrund. Die Abgeordnete forderte, es müsse endlich damit 
begonnen werden, „entschieden“ ausreisepflichtige Asylsuchende 
abzuschieben. 

Integrationsministerin Verena Schäffer (Grüne) betonte, die Lan-
desregierung habe von Anfang deutlich gemacht, dass sie die Auf-
arbeitung des Anschlags im Untersuchungsausschuss unterstützen 
werde. Und genau dies tue sie. Erst am Morgen seien dem Ausschuss 
weitere mehr als 1.400 Datensätze übergeben worden. Zugleich 
ziehe die Landesregierung schon Konsequenzen. „Wir handeln als 
schwarz-grüne Koalition hier in NRW für die Sicherheit aller Men-
schen und zur Verteidigung unserer Freiheit.“ � zab, tob, wib 

Stau an Rhein und Ruhr
30. Januar 2026 – Insbesondere für Pendlerinnen und Pendler wird das Autofahren oft zur Geduldsprobe. Laut einer Auswertung des Navi-
gationsdienstleisters TomTom liegen von den zehn städtischen Großräumen mit der höchsten Staubelastung vier in Nordrhein-Westfalen: 
Essen, Köln, Wuppertal und Düsseldorf.

Die Auswertung war Thema einer Aktuellen Stunde, der Anträge 
der Fraktionen von AfD und SPD zugrunde lagen. Die AfD-Frak-
tion spricht in ihrem Antrag (18/17541) von „dringendem Hand-
lungs- und Gesprächsbedarf “. Die SPD-Fraktion (18/17542) sieht 
die Ursachen in „massivem Baustellen-Überhang, maroder Infra-
struktur und einem hohen Kfz-Bestand durch fehlende zuverlässi-
ge und kostengünstige Alternativen im Öffentlichen Nahverkehr“.

Nordrhein-Westfalen versinke jedes Jahr mehr im Verkehrs-
chaos, sagte Klaus Esser (AfD). Ein „Infarkt“ stehe bevor. Die 
Gesamtlänge aller Staus in NRW habe nach Berechnungen des 
ADAC im Jahr 2024 rund 271.000 Kilometer betragen: „Das ent-
spricht 6,75 Mal einer Erdumrundung.“ Esser sprach von einem 
„kolossalen Versagen“ der schwarz-grünen und vorheriger Lan-
desregierungen, von „Millionen Stunden gestohlener Lebenszeit“ 
und erheblichem wirtschaftlichen Schaden.  

„Konkreter Standortnachteil“
„In keinem anderen Bundesland verlieren Menschen so viel Le-
benszeit im Stau wie in NRW“, sagte Alexander Vogt (SPD). Sie 
wüssten gar nicht mehr, wie viel früher sie losfahren müssten, um 
pünktlich am Ziel anzukommen. Die „schlechte Infrastruktur“ sei 
ein „konkreter Standortnachteil“ fürs Land. Vogt sprach von „in-
kompetenter Verkehrspolitik“. In Nordrhein-Westfalen werde in-
zwischen wöchentlich eine weitere Brücke gesperrt. Aktuell sorge 
die Sperrung der Ruhrtalbrücke der A52 für Chaos. 

AfD und SPD zeichneten ein „Zerrbild“, erwiderte Klaus Voussem 
(CDU). Es brauche mehr Sachlichkeit. Drei Ursachen gebe es für 
die Staubelastung: einen über Jahrzehnte entstandenen Sanie-

rungsstau, eine altersbedingt hohe Anfälligkeit von Brücken so-
wie ein deutlich erhöhtes Verkehrsaufkommen. Seit 2017 habe die 
Landesregierung die Mittel für den Erhalt und die Sanierung der 
Verkehrsinfrastruktur „kontinuierlich aufgestockt“. Es brauche 
mehr Beschleunigung auch auf Bundesebene. 

NRW sei „Stauland Nr. 1“, kritisierte Christof Rasche (FDP). 
Staus seien das Resultat einer „verfehlten Verkehrspolitik“. Ein 
Grund: Die Grünen seien vor Ort politische Verbündete von Bür-
gerinitiativen, die gegen Infrastrukturmaßnahmen protestierten – 
etwa gegen den Ausbau von Straßen. Die Landesregierung habe 
zudem die Steigerung von Baukosten im Haushalt „überhaupt 
nicht eingefangen“. Im Ergebnis würden 40 Prozent weniger Stra-
ßen gebaut und saniert. 

Martin Metz (Grüne) kritisierte eine „Empörungsdebatte“ der 
Opposition, die nicht weiterhelfe. Es gehe darum, die Probleme 
der Menschen zu lösen, und dies tue die Koalition. So gelte die 
Regel „Erhalt vor Neubau“. Es würden „Rekordmittel“ für den 
Straßenerhalt investiert. Durch Digitalisierung solle der Verkehr 
besser abgewickelt werden. Ziel sei zudem, mehr Güterverkehr 
auf die Schiene und Wasserstraßen zu verlegen. Es würden der 
Nahverkehr und der Radverkehr gestärkt. 

Verkehrsminister Oliver Krischer (Grüne) sagte, er habe keinen 
einzigen Lösungsvorschlag von der Opposition vernommen. Die 
Landeregierung dagegen stelle sich dem Thema. Es gebe so viele 
Baustellen wie nie zuvor. Es werde saniert und repariert, um die 
Infrastruktur in Stand zu bringen – „in einer Dimension wie noch 
nie“. Nur so ließen sich die schlimmsten Folgen wie die Sperrung 
von Brücken verhindern. Dabei habe man schon mehr geschafft 
als geplant. � zab, tob, wib 

Foto: Schälte
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Laufende Gesetzgebung
Reihenfolge: Name des Gesetzes | Drucksache | Antragsteller | ggf. federführender Ausschuss | Beratungsstand

Sechstes Gesetz zur Änderung des Landeswahl-
gesetzes | 18/16225 (Neudruck), 18/17568 | 
Landesregierung | 2. Lesung am 28. Januar 
2026 | verabschiedet

Zehntes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen  | 18/17127  | Landesre-
gierung  | 1. Lesung am 28. Januar 2026  | 
Überweisung an den Verkehrsausschuss

Gesetz zur Änderung des Landesrichter- und 
Staatsanwältegesetzes | 18/16226, 18/17569 | 
Landesregierung | 2. Lesung am 28. Januar 
2026 | verabschiedet

Drittes Gesetz zur Änderung des Lehrerausbil-
dungsgesetzes  | 18/17126  | Landesregie-
rung  | 1. Lesung am 28. Januar 2026  | 
Überweisung an den Ausschuss für Schule 
und Bildung

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Stif-
tung für Hochschulzulassung | 18/16868 | Lan-
desregierung  | 2. Lesung am 28. Januar 
2026 | verabschiedet

Gesetz zur Änderung des Ausschußmitglieder-
Entschädigungsgesetzes und zur Aufhebung der 
Verordnung über die Ausschüsse und Beiräte im 
Land Nordrhein-Westfalen, die unter das Aus-
schußmitglieder-Entschädigungsgesetz fallen  | 
18/15791 | Landesregierung | 2. Lesung am 
28. Januar 2026 | verabschiedet

Zweites Gesetz zur Änderung des Landesfische-
reigesetzes  | 18/17413  | Landesregierung  | 
1. Lesung am 28. Januar 2026  | Überwei-
sung an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, 
Forsten und ländliche Räume

Gesetz zur Änderung des Straßen- und Wegege-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen und an-
derer Gesetze | 18/17476 | Landesregierung | 
1. Lesung am 28. Januar 2026  | Überwei-
sung an den Verkehrsausschuss

Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauord-
nung 2018 und weiterer Vorschriften im Land 
Nordrhein-Westfalen  | 18/17474  | Landesre-

gierung  | 1. Lesung am 29. Januar 2026  | 
Überweisung an den Ausschuss für Bauen, 
Wohnen und Digitalisierung

Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgeset-
zes  | 18/17575  | Landesregierung  | 1. Le-
sung am 30. Januar 2026  | Überweisung 
an den Ausschuss für Familie, Kinder und 
Jugend

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Be-
teiligung von Bürgerinnen und Bürgern sowie 
Gemeinden an der Windenergienutzung in Nord-
rhein-Westfalen (Bürgerenergiegesetz NRW)  | 
18/16948  | Landesregierung  | Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie | in Beratung

Gesetz zur Berücksichtigung personenstands-
rechtlicher Entwicklungen in den Landesjustiz-
vollzugsgesetzen  | 18/16867  | Landesregie-
rung | Rechtsausschuss | in Beratung

Gesetz betreffend die Stärkung der Hoch-
schullandschaft (Hochschulstärkungsgesetz)  | 
18/16798  | Landesregierung  | Wissen-
schaftsausschuss | in Beratung

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
„Westdeutschen Rundfunk Köln“, des Landes-
mediengesetzes Nordrhein-Westfalen und wei-
terer Gesetze (22. Rundfunkänderungsgesetz)  | 
18/16499  | Landesregierung  | Ausschuss 
für Kultur und Medien | in Beratung

Siebtes Gesetz zur Änderung des Landes-
planungsgesetzes Nordrhein-Westfalen  | 
18/16518  | Landesregierung  | Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie | in Beratung

Siebtes Gesetz zur Änderung des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen  | 
18/15488  | FDP  | Ausschuss für Heimat 
und Kommunales | in Beratung

Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehör-
dengesetzes | 18/14524 | CDU, Grüne | In-
nenausschuss | in Beratung

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
die Sonn- und Feiertage (Feiertagsgesetz NW)  | 
18/14024 | FDP | Hauptausschuss | in Be-
ratung

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöff-
nungsgesetz)  | 18/13675  | FDP | Ausschuss 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie | in Beratung

Gesetz über die Gewährung eines Anwärterson-
derzuschlags für Laufbahnbewerberinnen und 
Laufbahnbewerber des feuerwehrtechnischen 
Dienstes in den Gemeinden und Gemeindever-
bänden in Nordrhein-Westfalen  | 18/12816  | 
Landesregierung | Innenausschuss | in Be-
ratung

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Artikel 83)  | 18/12769  | 
FDP | Hauptausschuss | in Beratung

Gesetz zur Änderung des Ausführungsgesetzes 
NRW Glücksspielstaatsvertrag  | 18/12349  | 
Landesregierung | Innenausschuss | in Be-
ratung

Gesetz zur Einführung digitaler Bürgerbeteili-
gung  | 18/12025  | FDP | Hauptausschuss  | 
in Beratung

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen  | 18/9155  | SPD, FDP | 
Hauptausschuss | in Beratung

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen  | 18/5834  | FDP  | 
Hauptausschuss | in Beratung

Gesetz zur Änderung der nordrhein-westfälischen 
Landesverfassung betreffend Gleichwertigkeit 
der beruflichen und der akademischen Bildung | 
18/4278 | FDP | Hauptausschuss | in Bera-
tung

G E S E T Z G E B U N G

Eine Komplett-Übersicht zur 
aktuellen Gesetzgebung finden 
Sie unter: https://lt.nrw/Gesetz-
gebung

Einweg-Müll: Verpackungssteuer auf dem Prüfstand
23. Januar 2026 – Die FDP-Fraktion hat einen Gesetzentwurf zum Verbot einer kommunalen Verpackungssteuer, wie sie unter anderem in Tübin-
gen und Konstanz erhoben wird, eingebracht. Auf diese Weise möchte die Fraktion verhindern, dass Kommunen Steuern auf Einwegverpackungen 
wie beispielsweise To-Go-Kaffeebecher oder Pommes-frites-Schalen in der Gastronomie erheben können. Über den Entwurf haben nun Sachver-
ständige in einer Anhörung des Ausschusses für Heimat und Kommunales sowie des Haushalts- und Finanzausschusses beraten.

� Foto: Schälte

Anlass der Gesetzesinitiative: Die Städte 
Köln und Bonn wollen eine kommunale 
Verpackungssteuer einführen, um die Um-
weltverschmutzung zu reduzieren. Es sei 
notwendig, eine solche Steuer gesetzlich 
zu verbieten „um wirtschaftliche Fairness, 
rechtliche Klarheit und ökologische Effek-
tivität auf übergeordneter Ebene besser zu 
gewährleisten“, heißt es im Gesetzentwurf 
(18/15488) der FDP. Eine Verpackungs-
steuer umzusetzen, binde Personal und be-
laste kleine und mittelständische Betriebe. 
Letztlich dienten die neuen Steuereinnah-
men lediglich der Refinanzierung des ent-
standenen Verwaltungsaufwandes. 

Der Verband kommunaler Unterneh-
men Nordrhein-Westfalen unterstützt „im 
Sinne der kommunalen Selbstverwaltung“ 
die Möglichkeit für Kommunen, eine Ver-
packungssteuer einzuführen: „Die Ent-
scheidung über die Einführung muss vor 
Ort fallen.“ Allerdings seien die Risiken, 
auf die die FDP-Fraktion verweise, real. 
Der Verwaltungsaufwand dürfe nicht un-
terschätzt werden; ebenso wenig die wirt-
schaftliche Belastung der Gastronomie vor 
Ort und die Gefahr, dass Bürgerinnen und 
Bürger durch einen Flickenteppich kom-
munaler Regelungen verunsichert würden. 
Das Problem der Vermüllung des öffentli-
chen Raums solle besser auf Bundesebene 
gelöst werden. 

Wirtschaftliche Nachteile
Die Industrie- und Handelskammer (IHK)  
zu Köln betont in ihrer Stellungnahme, 
dass die diskutierte Verpackungssteuer 
wirtschaftliche Nachteile für die Gastrono-
mie bringe. Der Verwaltungsaufwand sei 
mit hohen Kosten verbunden und wider-
spräche dem Ziel, Bürokratie abzubauen. 
Verstärkt werde dieser Effekt dadurch, dass 
das Vorhaben zu einem Flickenteppich an 
Regelungen führe. Es gebe bereits Gesetze 
und andere Instrumente, um den Verpa-

ckungsmüll zu reduzieren. Eine zusätzli-
che Verpackungssteuer habe, so die IHK, 
„einen symbolpolitischen Charakter mit 
Schäden für die Wirtschaft“.

Auch der Bund der Steuerzahler lehnt 
eine kommunale Verpackungssteuer ab. 
Es sei richtig, diese zu verbieten, um „eine 
unnötige bürokratische und finanzielle Be-
lastung von Wirtschaft, Kommunen und 
Bürgerinnen und Bürgern zu verhindern“, 
heißt es in der Stellungnahme. Darüber hi-
naus sei unklar, welche Verpackungen ge-
nau besteuert werden sollten. Am Beispiel 
Tübingen werde deutlich, wie aufwendig 
die Steuerabführung aufgrund der kompli-
zierten Regelungen sei. Fraglich sei außer-
dem, wie die Erfüllung der Steuerpflicht 
kontrolliert werden solle. 

Anders sieht das Dr. Philipp Baumgart-
ner vom Amt für Klimaschutz der Stadt 
Konstanz, die diese Steuer seit dem 1. Januar 
2025 erhebt. Die Verpackungssteuer sei ein 
wirksames Instrument zur Abfallvermei-
dung. Mit ihrer Hilfe sei eine „Reduktion 
des Einwegverpackungsmülls von knapp 

20 Prozent im öffentlichen Raum“ erreicht 
worden. Die Analyse der Müllmengen deu-
ten darauf hin, dass die Bürgerinnen und 
Bürger ihr Verhalten angepasst hätten. Das 
Beispiel Tübingen zeige außerdem, dass die 
Gastronomie unter diesen Rahmenbedin-
gungen häufiger auf Mehrwegsysteme zu-
rückgreife. Die Stadt Konstanz rechne mit 
jährlichen Einnahmen von 600.000 Euro. 
Mit Blick auf die Einführung von Mehr-
wegsystemen sei ein Rückgang dieser Ein-
nahmen ausdrücklich erwünscht. 

Auf die Lenkungswirkung der Verpa-
ckungssteuer verweist André Pietzke vom 
Mehrwegverband Deutschland: „Durch 
die Verteuerung von Einweg schafft sie ei-
nen unmittelbaren finanziellen Anreiz zur 
Nutzung von Mehrweg.“ So sei die Zahl 
der Ausgabestellen des „Recup-Mehrweg-
systems“ in Konstanz mit Einführung der 
Verpackungssteuer um 40 Prozent gestie-
gen. Die Gesamtabfallmenge im öffentli-
chen Raum habe um fünf Prozent redu-
ziert werden können. Außerdem setze die 
kommunale Verpackungssteuer das Verur-
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https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-16798.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-16499.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-16518.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-15488.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-14524.pdf
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https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-13675.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12816.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-12769.pdf
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sacherprinzip konsequent um: Die Kosten 
für die Beseitigung von Einwegverpackun-
gen seien bisher von der Allgemeinheit ge-
tragen worden. Die Steuer korrigiere diese 
Schieflage. 

Der Deutsche Hotel- und Gaststätten-
verband Nordrhein-Westfalen sieht die 
Steuer kritisch. Zwar habe auch der Ver-
band ein grundsätzliches Interesse daran, 
den Müll in Städten und Gemeinden zu re-
duzieren. Die Verpackungssteuer sei aber 
„weder ein geeignetes noch verhältnismä-
ßiges Instrument zur Abfallvermeidung“. 
Hingegen träfe sie besonders die Gastrono-
mie, auf die neben der finanziellen Belas-
tung ein erheblicher organisatorischer und 
personeller Mehraufwand zukäme. Die 
Zusatzbelastungen stünden in „keinem an-
gemessenen Verhältnis zum ökologischen 
Nutzen der Steuer“.  

Besteuerung als Chance
Die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Spitzenverbände Nordrhein-Westfa-
len betont hingegen, das achtlose Entsor-
gen von Müll und To-Go-Verpackungen 
im öffentlichen Raum werde für die Kom-
munen zunehmend zu einem Problem. 
Denn die Kosten für Reinigung und Ent-
sorgung hätten alle Bürgerinnen und Bür-
ger zu tragen. Die Arbeitsgemeinschaft 
sieht eine Besteuerung daher als Chan-
ce: „Die kommunale Verpackungssteuer 
setzt ein Zeichen für mehr Sauberkeit vor 
Ort.“ Das Beispiel Konstanz zeige, dass 
„der Trend zu immer mehr Müll im öf-
fentlichen Raum durch die Verpackungs-
steuer durchbrochen wurde“. Gleichwohl 
sei klar, dass politische Steuerungsinstru-
mente nur dann wirksam seien, wenn sie 
gemeinsam mit den Betroffenen entwi-
ckelt würden. Handel und Gastronomie 
müssten daher bei der Einführung einer 
Verpackungssteuer frühzeitig einbezogen 
werden. � glu/rüc

Eine Übersicht über alle 
eingegangenen Stellung-
nahmen finden Sie hier:

Standpunkte Verpackungssteuer
Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Martin Lucke 
(CDU)

Vermüllung … 

… belastet die Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen in steigendem Maße. Das achtlose Wegwer-
fen oder Liegenlassen von Müll (sog. Littering) führt zu 
einem ungepflegten Stadtbild, sodass sich Bürgerinnen 
und Bürger oftmals unwohl fühlen. Die Lebensqualität 
leidet in stark betroffenen Stadtteilen besonders. Hin-
zukommt, dass die Vermüllung schädliche Einflüsse auf 
unsere Umwelt hat.

Eine Verpackungssteuer … 

… kann nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerich-
tes auf kommunaler Ebene eingeführt werden. Mit Blick 
auf die zusätzliche Bürokratie, die für kleinere, inhaber-
geführte Betriebe aus Gastronomie, Bäcker- sowie Metz-
gerhandwerk und den Einzelhandel entstehen würde, ist 
eine Einführung hingegen abzulehnen. Weitreichende 
europa- und bundesrechtliche Vorschriften müssen bei 
Verpackungsmüll bereits jetzt beachtet werden.
 

Mehrwegangebote…

… können ein Weg für einen verantwortungsvollen 
Umgang mit Ressourcen sein. Mehrweg kann dabei 
helfen, Abfall zu reduzieren und die Lebenszeit von Pro-
dukten zu verlängern. Wichtig für ein funktionierendes 
Mehrwegsystem ist die entsprechende Infrastruktur 
sowie die Akzeptanz und der Wille zur Nutzung in der 
Bevölkerung.

Die Kommunen … 

… sollten eigenständig über die Einführung einer kom-
munalen Verpackungssteuer entscheiden können. Die 
kommunale Selbstverwaltungshoheit gebietet, dass 
Kommunen ihre Angelegenheiten vor Ort selbst regeln 
dürfen. Die meisten Kommunen dürften die Einführung 
einer Verpackungssteuer ablehnen, da die Betriebe in 
den Kommunen statt neuer Belastungen politische Ver-
lässlichkeit und Perspektive benötigen.

Justus Moor 
(SPD)

… …ist ein wachsendes Problem in vielen Städten 
und Gemeinden. Achtlos weggeworfene Einwegverpa-
ckungen verursachen hohe Reinigungskosten und be-
lasten Umwelt und Lebensqualität. Diese Kosten tragen 
bislang vor allem die Kommunen und damit die Allge-
meinheit über steigende Müll- und Abfallgebühren.

…setzt gezielt ökonomische Anreize zur Abfallver-
meidung. Sie verteuert Einwegprodukte, fördert damit 
umweltfreundlichere Alternativen und folgt dem Verur-
sacherprinzip. Ziel sind nicht Mehreinnahmen der Kom-
munen, sondern eine messbare Reduktion von Einweg-
müll und ein bewussterer Umgang mit Ressourcen. Sie 
kann daher ein wirksames Instrument sein.

… sind ein zentraler Baustein für wirksame Abfallver-
meidung. Sie reduzieren Ressourcenverbrauch, senken 
das Müllaufkommen im öffentlichen Raum und fördern 
ein nachhaltigeres Konsumverhalten. Gleichzeitig schaf-
fen sie neue Kooperationsmodelle zwischen Handel, 
Gastronomie und Verbraucherinnen und Verbrauchern.

… müssen die Freiheit behalten, auf lokale Heraus-
forderungen eigenständig zu reagieren. Ein pauschales 
Verbot greift unnötig in die kommunale Selbstverwal-
tung ein. Die SPD-Fraktion setzt sich dafür ein, den 
Kommunen die Wahl zu lassen, ob sie die Einführung 
einer Verpackungssteuer vor Ort für sinnvoll halten. 
Wir möchten ihnen dieses Steuerungsinstrument daher 
nicht pauschal gesetzlich entziehen.

Dr. Robin Korte 
(Grüne)

… im öffentlichen Raum ist ein wachsendes Problem, 
das nicht nur Umweltschäden verursacht, sondern auch 
immer höhere Kosten für unsere Städte und Gemeinden. 
Da die Müllentsorgung über Steuern und Gebühren be-
zahlt wird, bleiben die eigentlichen Verursacherinnen 
und Verursacher des Mülls – ungerechterweise – meis-
tens verschont.

… nimmt die Verursachenden in die Pflicht und kann 
der Vermüllung entgegenwirken. Erfahrungen in Kon-
stanz und Tübingen zeigen, dass eine Abgabe auf Ein-
wegverpackungen und Einwegbesteck die Müllmenge 
im öffentlichen Raum deutlich reduziert, während 
Verbraucherinnen und Verbraucher verstärkt auf Mehr-
wegangebote setzen. Das macht unsere Städte sauberer 
und schont deren Kasse.

… müssen günstig und unkompliziert sein, damit sie 
eine echte und flächendeckende Alternative werden. 
Hilfreich wäre hier ein bundeseinheitliches Pfand- und 
Rücknahmesystem nach Vorbild der Getränkeindustrie. 
Aber schon heute bieten immer mehr Start-ups und 
Systemanbieter immer kundenfreundlichere Lösungen 
für die Aus- und Rückgabe, das Spülen bis hin zur Wie-
derverwendung an.

…, die eine kommunale Verpackungssteuer einführen 
wollen, sollen dies selbst entscheiden können, solange 
es keine bundeseinheitliche Lösung gibt. Besser wäre, 
wenn Bundesregierung und Bundestag endlich han-
deln und das Verpackungsgesetz zugunsten einer bun-
desweiten Regelung zur wirksamen Abfallreduzierung 
reformieren.

Dirk Wedel 
(FDP)

… ist ein reales Problem – aber dagegen helfen kon-
sequenter Vollzug bestehender Regeln und bessere 
Infrastruktur wie mehr Mülleimer und eine einheitliche 
Pfandkultur. Eine kommunale Verpackungssteuer lässt 
dagegen nur Bürokratielasten und Kosten steigen. Wir 
brauchen keinen Flickenteppich unterschiedlicher Re-
gelungen in den 396 Kommunen. Es braucht wirksame 
Maßnahmen vor Ort statt Symbolpolitik.

… ist abzulehnen. Sie trifft vor allem Gastronomie, 
Einzelhandel und kleine Betriebe – und am Ende die 
Verbraucherinnen und Verbraucher durch höhere Prei-
se. Darüber hinaus entstehen Wettbewerbsverzerrun-
gen zwischen Betrieben in Kommunen mit und ohne 
Verpackungssteuer. Besonders für Unternehmen mit 
mehreren Standorten erhöhen sich durch verschiedene 
Regelungen Komplexität und Bürokratielasten.

… werden bereits durch Bundesrecht gefördert und 
durch europäische Vorgaben wie die Wiederbefüllungs-
verpflichtung ab 2027 sowie das Wiederverwendungs-
gebot für das Gastgewerbe ab 2028 weiter gestärkt. 
Statt zusätzlicher kommunaler Sondersteuern setzen 
wir auf praktikable Lösungen, die Mehrweg wirklich 
voranbringen. Vor allem brauchen wir flächendeckend 
einheitliche und akzeptierte Rücknahmesysteme.

… haben bereits viele andere Möglichkeiten, auf eine 
Reduzierung des Abfallaufkommens hinzuwirken, 
wie das Beispiel der „Zero-Waste-Cities“ zeigt. Eine 
Verpackungssteuer würde auch für die Kommunen er-
heblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand mit sich 
bringen und bindet Personal, das an anderer Stelle 
dringender benötigt wird. Unser Gesetzentwurf sorgt 
landesweit für Rechtssicherheit und Klarheit.

Sven W. Tritschler 
(AfD)

… ist in der Tat ein zunehmendes Problem in unseren 
Kommunen. Festzustellen bleibt allerdings, dass die Ur-
sache nicht mangelndes Recycling oder unzureichende 
Gesetze und Abgaben sind. Kaum ein Land auf der Erde 
betreibt einen vergleichbaren bürokratischen Aufwand 
unter dem Deckmantel des Umweltschutzes. Als AfD-
Fraktion sehen wir den Kontext in gesellschaftspoliti-
schen Verwerfungen.

… ist in hohem Maße kontraproduktiv. Sie belastet 
Unternehmen sowie Verbraucher zusätzlich und er-
zeugt mehr Bürokratie. Die finanzielle Lage vieler NRW-
Kommunen ist fatal. Debatten über Steuererhöhungen 
sind pures Gift für nachhaltiges Wirtschaftswachstum. 
Stattdessen braucht es zügig weitere Entlastungen, 
insbesondere mit Blick auf die weiterhin viel zu hohen 
Energiepreise.  

… sind schon jetzt umfassend verfügbar. Aus unserer 
Perspektive macht es keinen Sinn, hierzu weitergehen-
de gesetzliche Quoten festzulegen. Zudem bestehen 
auch für Einwegprodukte bereits etablierte Kreislauf-
systeme. Am Ende geht es eher um die Frage, welche 
Vorteile sich aus welchem System für Hersteller und 
Verbraucher ergeben. Das ist aber für uns keine ideolo-
gische Glaubensfrage.  

… stehen unter erheblichem Druck. Auch hier geht es 
in erster Linie um Entlastung von Aufgaben sowie we-
niger Bürokratie. Wenn selbst die Daseinsvorsorge droht 
wegzubrechen, müssen sich die Kommunen wieder auf 
ihre Kernaufgaben und den Dienst am Bürger konzent-
rieren. Hier dürfen wir uns nicht in immer kleinteiligeren 
Vorgaben verlieren.

https://whttps://www.landtag.nrw.de/home/dokumente/dokumentensuche/parlamentsdokumente/aktuelle-dokumente.html?formId=searchByItem&dokTyp=ST&wp=18&dokNum=Drs+18%2F15488&_eventId_sendform=ww.landtag.nrw.de/home/dokumente/dokumentensuche/parlamentsdokumente/aktuelle-dokumente.html?formId=searchByItem&dokTyp=ST&wp=18&dokNum=Drs+18%2F15488&_eventId_sendform=
https://www.landtag.nrw.de/home/dokumente/dokumentensuche/parlamentsdokumente/aktuelle-dokumente.html?formId=searchByItem&dokTyp=ST&wp=18&dokNum=Drs+18/9242&_eventId_sendform=
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01839
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01843
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01837
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01692
https://www.landtag.nrw.de/home/der-landtag/abgeordnete-und--fraktionen/die-abgeordneten/abgeordnetensuche/abgeordnetendetail.html?k=01777
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Foto im Privateigentum von Klaus Stanjek/ Potsdam

Foto: imago images/Reiner Zensen

„Menschlich sein und menschlich bleiben“ – Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus
27. Januar 2026 – Mit einer gemeinsamen Gedenkstunde haben Landtag und Landesregierung an die Opfer des Nationalsozialismus erinnert. 
81 Jahre zuvor, am 27. Januar 1945, war das Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau von Soldaten der Roten Armee befreit 
worden. Die Nationalsozialisten hatten mehr als 6 Millionen Jüdinnen und Juden und andere Menschen ermordet, allein bis zu 1,5 Millionen in 
Auschwitz. Im Mittelpunkt des diesjährigen Gedenkens stand das Schicksal der aufgrund ihrer sexuellen Orientierung verfolgten Minderheiten. 

Erinnerten an die Opfer (v.l.): Dr. Klaus Stanjek, Abraham Lehrer, Ministerpräsident 
Hendrik Wüst, Prof. Dr. Martin Lücke, Landesrabbinerin Alina Treiger und Landtags-
präsident André Kuper

Gedenkfeier im Plenarsaal. Die musikalische Begleitung übernahm das Holzbläser-
quintett „Anemoi“� Fotos: Schälte

André Kuper, der Präsident des Landtags, mahnte in Erinnerung 
an die Opfer: „Es liegt an uns, menschlich zu sein und menschlich 
zu bleiben. Es liegt an uns, dem Hass, dem Antisemitismus und 
Extremismus die Stirn zu bieten. Erheben wir unsere Stimmen 
immer dann, wenn wir von Unrecht und Diskriminierung erfah-
ren.“ Der Präsident appellierte, sich „offen und sichtbar an die 
Seite von Betroffenen“ zu stellen und nicht zu schweigen: „Neh-
men wir es niemals hin, wenn unseren Mitmenschen Hass und 
Hetze dieser Zeit entgegenschlagen: nur weil sie lieben, wen sie 
lieben möchten, weil sie leben, wie sie leben wollen, und weil sie 
frei ihren Glauben praktizieren.“

Immer weniger Zeitzeugen
Ministerpräsident Hendrik Wüst betonte, dass es immer weniger 
Zeitzeugen gebe. Ihre Botschaften aber blieben. Er sagte: „Erst 
im Handeln zeigt sich, ob Erinnern wahrhaftig ist.“ Gleichzeitig 
warnte der Ministerpräsident: „Antisemitismus kann, er darf in 
NRW keinen Platz haben. Die Wahrheit ist aber auch: Antisemi-
tismus nimmt sich seinen Platz.“ Gerade junge Menschen müss-
ten deshalb sensibilisiert werden. Aus diesem Grund sei es der 
Anspruch der Landesregierung, allen Schülerinnen und Schülern 
einmal in ihrem Schulleben den Besuch einer Gedenkstätte zu 
ermöglichen. „Wer dort in die Abgründe der Menschlichkeit ge-

blickt hat, wird ein anderer Mensch, in dessen Herz kein Platz für 
Antisemitismus ist.“ 

Abraham Lehrer, Vizepräsident des Zentralrats der Juden in 
Deutschland, sagte: „Dass wir uns heute hier zusammenfinden, in 
diesem deutschen Landesparlament, der Herzkammer der nord-
rhein-westfälischen Demokratie, ist ein Wunder.“ Dieses Wunder 
habe man den Überlebenden zu verdanken. Sie seien ins Land der 
Täter zurückgekehrt. Denn sie hätten gewusst: „Wenn ich sicher-
stellen will, dass so etwas nie wieder geschieht, muss ich selbst 
politische Verantwortung übernehmen.“ Sie hätten sich gegen das 
„ohrenbetäubende Schweigen“ der Nachkriegszeit gestellt. Ohne 
ihre Stimmen gäbe es keine Erinnerungskultur. Lehrer mahnte: 
„Jeder hier ist aufgerufen, vielleicht auch durch unsere Geschichte 
verpflichtet, in die großen Fußstapfen zu treten, die die Überle-
benden uns hinterlassen.“

Der Dokumentarfilmer Dr. Klaus Stanjek berichtete von sei-
nem Onkel Wilhelm Heckmann. Der in Dortmund geborene Mu-
siker überlebte die Konzentrationslager Dachau und Mauthausen 
– weil er in der KZ-Kapelle für Lagerleitung und Wachpersonal 
musizierte. Sein Onkel sei ins KZ gekommen, weil er als Homo-
sexueller verfolgt wurde, sagte Stanjek. Die Familie habe das jahr-
zehntelang verschwiegen. „Diese Schweigemauer hat mich sehr 
empört“, sagte er. Der 1995 verstorbene Onkel sei Fragen ausgewi-
chen. Der Neffe begann zu recherchieren. Und entdeckte das Foto 

einer Musikkapelle, die durchs Lager Mauthausen zog und einen 
Häftling auf dem Weg zur Hinrichtung begleitete. In der Kapelle 
spielte sein Onkel. Das Foto sei ein Beweis des grenzenlosen Zy-
nismus der Nazis, sagte Stanjek. Die Befreiung 1945 habe die Haft 
beendet, nicht jedoch die Verfolgung.

Wer über die Opfergruppe der homosexuellen Minderheit 
spreche, dürfe deren Geschichte nicht auf die Jahre 1933 bis 1945 
verkürzen, sagte auch der Historiker Prof. Dr. Martin Lücke (Freie 
Universität Berlin). Die Verfolgung sei in der jungen Bundesre-
publik auf andere Weise fortgesetzt worden, basierend auf älte-
ren Moralvorstellungen. Lücke verwies darauf, dass der Paragraf 
175 zur Kriminalisierung von Homosexualität erst Ende der 
1960er-Jahre entschärft und 1994 abgeschafft wurde. 

„Totgeschlagen – Totgeschwiegen“
Die Zahl der in Konzentrationslagern inhaftierten homosexuel-
len Männer werde auf etwa 10.000 geschätzt, sagte Lücke. Mehr 
als die Hälfte sei totgeschlagen worden. Totgeschwiegen worden 
sei das Schickel der homosexuellen Opfer im Nationalsozialismus 
lange darüber hinaus – von Familien, Nachbarn und „erst recht 
vom Staat“. Mittlerweile werde mit den Worten „Totgeschlagen – 
Totgeschwiegen“ auf Gedenktafeln an die Gruppe der homosexu-
ellen Opfer im Nationalsozialismus erinnert.

Die Gedenkstunde endete mit einer Schweigeminute und dem 
Klagelied für die Opfer der Shoa „el male rachamim“ – „G‘‘tt voller 
Erbarmen“, das die Landesrabbinerin von Hamburg und Kantorin 
Alina Treiger vortrug. 

An der Gedenkfeier im Plenarsaal hatten zahlreiche Gäste teilge-
nommen – unter ihnen Abgeordnete des Landtags und Mitglieder 
der Landesregierung, Sylvia Löhrmann, Beauftragte des Landes 
für die Bekämpfung des Antisemitismus, für jüdisches Leben und 
Erinnerungskultur, sowie Vertreterinnen und Vertreter von Ver-
bänden und Vereinen, die die Opfergruppen der NS-Zeit reprä-
sentieren, darunter mehrere queere Verbände. Auch Schülerinnen 
und Schüler nahmen an der Gedenkstunde teil. � red

„Klänge des Verschweigens“
Die Homosexualität Wilhelm Heckmanns und die daraus resultierende Verfol-
gungsgeschichte wurden innerhalb der Familie tabuisiert. Mit dem mehrfach 
ausgezeichneten Dokumentarfilm „Klänge des Verschweigens“ arbeitet Dr. Klaus 
Stanjek, Neffe Wilhelm Heckmanns, diese Geschichte auf. Es ist ein Film gegen das 
Schweigen und gegen das Vergessen. Auszüge des Films wurden im Plenarsaal ge-
zeigt. Mehr Informationen: www.klaenge-des-verschweigens.de

Ein Video zur Veranstaltung finden Sie unter:  https://
lt.nrw/Videos

http://www.klaenge-des-verschweigens.de
https://lt.nrw/Videos
https://lt.nrw/Videos
https://lt.nrw/Videos
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AUS DEN FRAKTIONEN
Tierwohl, Waldwende, Bürokratie – AK Landwirtschaft hört zu
Raus aus dem Landtag, rein ins Gespräch: 
Der Arbeitskreis Landwirtschaft der CDU-
Landtagsfraktion war auf der Grünen 
Woche in Berlin unterwegs – mit vollem 
Fokus auf die Themen, die Landwirt-
schaft, Forst und Verbraucherinnen und 
Verbraucher bewegen. Ob Tierwohl, Er-
nährungssicherheit oder Waldwirtschaft: 
In Gesprächen mit dem Bauernverband, 
dem Forum Moderne Landwirtschaft, der 
Initiative Tierwohl, dem Deutschen Forst-
wirtschaftsrat und vielen weiteren wurde 
klar, dass der direkte Draht zur Praxis unverzichtbar ist.

Markus Höner, Sprecher für Landwirtschaft, Ver-
braucherschutz, Forsten und ländliche Räume, bringt 
es auf den Punkt: „Politik braucht Bodenhaftung. Wer 

Landwirtschaft gestalten will, muss zuhören – im Stall, 
auf dem Acker und im Wald.“

Aus Berlin nimmt der Arbeitskreis klare Botschaf-
ten mit: Ernährungssicherheit bleibt Grundpfeiler einer 

verlässlichen Politik. Tierwohl gelingt nur 
mit fairen Rahmenbedingungen für alle Be-
triebe. Die Forstwirtschaft braucht dringend 
Unterstützung nach den massiven Schäden 
durch Dürre, Sturm und Borkenkäfer. Und 
beim Bürokratieabbau wächst der Druck – 
der Wille ist da, nun müssen Taten folgen.

Die Grüne Woche war kein Schaulau-
fen, sondern ein Arbeitsbesuch mit klaren 
Zielen – für eine Landwirtschaft mit Zu-
kunft und für starke ländliche Räume in 
NRW.Foto: CDU-Landtagsfraktion/Lisa Frey

Unser neues Magazin #FamilyFirst 
Wenn Familien im Mittelpunkt stehen, funktioniert 
ein Land. Doch heute erleben viele Menschen in Nord-
rhein-Westfalen das Gegenteil: fehlende Kitaplätze, 
Unterrichtsausfall, lange Wege zu Ärztinnen und Ärz-
ten, steigende Mieten, fehlende Zeit für das, was zählt. 
Wir als SPD-Fraktion sagen daher: NRW funktioniert 
nicht mehr so, wie es sollte. Und berufstätige Familien 
spüren das leider zuerst – und am stärksten. 

Mit unserem neuen Magazin #FamilyFirst starten 
wir eine Reihe, in der wir genau hinsehen wollen: Was 
läuft schief? Was muss besser geregelt werden? Und 
wie schaffen wir ein Land, das für Familien verlässlich, 
bezahlbar und gerecht ist? 

Am Anfang dieser Reihe steht eine Bestands-
aufnahme – und genau darum geht es in der ersten 
Ausgabe: Wir erzählen, wie die Lage wirklich ist. Und 

zwar anhand von Zahlen, Daten und Erfahrungen aus 
dem Alltag von Familien. Wir betrachten die Kitas in 
NRW – den ersten Stresstest für Familien – und den 
Schulalltag, beleuchten die Lage der Kommunen und 
zeigen die Wohnsituation von Familien auf. Auch die 
Themen Arbeit und Wirtschaft, Pflege und Gesundheit 
sowie Sicherheit finden Raum. Ungeschönt, aber im-
mer mit dem Bewusstsein, dass sich die Dinge auch 
ändern lassen.  

Interesse? Das Magazin kann kostenlos per Mail 
an spd-zentral@landtag.nrw.de bestellt werden. Im 
Frühjahr erscheint Ausgabe 2 der Reihe.

Wir schließen Schutzlücken gegen Diskriminierung und gehen bundesweit voran 
NRW ist das Zuhause von Men-
schen mit den unterschied-
lichsten Hintergründen und 
Lebensmodellen. Diese Vielfalt 
macht unser Bundesland aus. 
Doch Diskriminierung aufgrund 
von Geschlecht, Religion, Haut-
farbe, Herkunft, Behinderung 
oder sexueller Orientierung ist 
Alltag für viele Menschen. Als 
eines der ersten Bundesländer 
werden wir als schwarz-grüne 
Koalition in NRW ein Landes
antidiskriminierungsgesetz 
(LADG) einführen und setzen 
damit ein klares Zeichen. 

Mit unserem Gesetz schließen 
wir die Lücken des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes 
des Bundes. „Momentan ha-
ben wir die absurde Situation, 
dass Menschen im Supermarkt 
besser vor Diskriminierung ge-
schützt sind als in der Schule 
oder auf dem Amt. Denn für 
diese Bereiche aber auch Uni-
versitäten und die Polizei sind 
explizit die Länder zuständig“, 
erklärt Ferda Ataman. Die Un-
abhängige Bundesbeauftragte 
für Antidiskriminierung hat sich 
auf unsere Einladung mit mehr 

als 100 Gästen aus der Praxis über die Chancen und die 
konkrete Umsetzung des Landesantidiskriminierungs-
gesetzes ausgetauscht. „Es ist sehr gut, dass NRW mit ei-
nem eigenen Landesgesetz vorangeht. Deutschland hat 
sich zur vollständigen Umsetzung der EU-Vorgaben zum 
Diskriminierungsschutz verpflichtet, daher brauchen 
wir Gesetze auf Länderebene.“

Die Landesregierung hat im November die Verbän-
deanhörung zum Gesetzesentwurf eingeleitet. Nach de-
ren Auswertung wird das Gesetz im Landtag beraten. Es 
soll in der zweiten Jahreshälfte in Kraft treten.

Fotos: Andreas Endermann/Grüne Fraktion NRW

Die Unabhängige Bundesbeauftragte für 
Antidiskriminierung  Ferda  Ataman (oben 
und unten 2. v.r.) gab bei der Fachveranstal-
tung gemeinsam mit den Grünen Abgeord-
neten wichtigen Input zum LADG.

FDP-Neujahrsempfang 2026: Die Comeback-Formel für NRW
Auf ihrem Neujahrsempfang am 18. Januar ist die FDP-
Landtagsfraktion gemeinsam mit dem FDP-Landesver-
band NRW und rund 1.000 Gästen in Düsseldorf in das 
politische Jahr 2026 gestartet.

FDP-Landeschef Henning Höne rief ein Comeback 
der Freien Demokraten und für Nordrhein-Westfalen 
aus. Seine Comeback-Formel: „Kluge Kinder. Plus 
smarte Integration. Plus eine große Umarmung der 
Zukunft. Minus den fetten Staat. Ergibt eine starke 
Wirtschaft für alle.“

Zudem machte Höne deutlich: Bildungserfolg darf 
nicht von der Herkunft abhängen. „Wer es ernst meint 
mit Aufstiegschancen, Leistung und Freiheit, der muss 
Bildung aus einem Guss denken“, so der Liberale. Seine 
Forderung: Bildungskompetenzen von der Kita bis zu 
Berufsabschluss und beruflicher Weiterbildung in einem 

Ministerium bündeln – für 
bessere Chancen und einen 
schlankeren Staat.

A u c h  G a s t r e d n e r i n 
Marie-Christine Ostermann, 
Präsidentin des Verbands der 
Familienunternehmer, mahn-
te Reformen an. Die soziale 
Marktwirtschaft habe Deutsch-
lands Wirtschaft einst stark 
gemacht. „Genau das ist der 
Kompass, der uns leiten muss.“

Der Tag machte deutlich: Die Freien Demokraten 
gehen mit mutigen Ideen, Lust auf Zukunft und dem 
klaren Anspruch, Nordrhein-Westfalen wieder auf Kurs 
zu bringen, in das Jahr 2026.

Foto: Sascha Menge

Clan-Paradies NRW

Dr. Martin Vincentz (AfD)

Rolls-Royce vorm Sozialamt, Hinrichtungen auf offe-
ner Straße: NRW ist zur Clanhochburg der Republik ge-
worden. Türkische, libanesische, syrische, irakische, al-
banische und nigerianische Großfamilien und Kartelle 
kämpfen um Marktanteile – mit Sprengstoff, Pistolen, 
Macheten und gern auch mal Dachlatten.

  Die Probleme sind groß, die Bilanz der Regie-
rung dünn. NRW hat die Reclam-Ausgabe eines Clan-
Lagebildes – und die Regierung das Selbstverständnis 
einer PR-Agentur.

Eine „Politik der tausend Nadelstiche“ ist die 
„Armlänge Abstand“ der Innenpolitik. Auf Pressekon-
ferenzen hört sie sich nett an, in der Realität ist sie 
wirkungslos.

Kein Wunder: Teile der Landesregierung emp-
finden sogar das Wort „Clankriminalität“ als dis-

kriminierend – vom Lagebild ganz zu schweigen. 
Doch während sich Clankriminelle am helllichten Tag 
Schießereien liefern, werden in NRW Ausweisungen 
erschwert. Längst scheitert mehr, als gelingt.

Clans erreichen ihre Ziele vor allem dann, wenn 
die Regierung nicht hält, was sie verspricht.

Unsere AfD-Fraktion hat daher mit einem 
25-Punkte-Programm gezeigt, wie man Clankrimina-
lität wirksam bekämpft und ihre Strukturen nachhal-
tig zerschlagen kann. NRW darf kein rechtsfreier Raum 
für Parallelgesellschaften und Kartelle sein.

mailto:spd-zentral@landtag.nrw.de
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Landtagspräsident André Kuper empfing die Gruppe im Landtag � Fotos: Schälte

Von der Theorie zur Praxis – Demo kratie auf dem Bierdeckel 
Januar 2026 – Manchmal reicht ein Stück Pappe, um einem großen Begriff gerecht zu werden und Menschen miteinander ins Gespräch zu 
bringen. Wie das gelingen kann, zeigt eine Gruppe von „Studierenden im Alter“ der Universität Münster.   

Die Idee kam beim Wein. Beim Einschenken wollten eini-
ge Tropfen, wie so häufig, nicht ins Glas. Sie landeten auf der 
Tischdecke. „Unser Gedanke war: ‚Mit Bierdeckeln wäre das 
nicht passiert. Bierdeckel wären die Lösung“, so erzählt es Horst 
Engel, der als „Student im Alter“ an der Universität Münster 
eingeschrieben ist. Bierdeckel erwiesen sich auch als Lösung für 
die Aufgabe, die ihm und seinen Mitstudierenden im Sommer-
semester 2024 im Seminar „Mitgestalten. Gesellschaftliche Teil-
habe und Verantwortung älterer Menschen in der Gesellschaft“ 
gestellt wurde.  „Wir sollten ein Projekt entwickeln, das die De-
mokratie im eigenen Heimatort fördert“, berichtet Engel. „Bei 
uns zu Hause gab es schon gute Ansätze zur Demokratieförde-
rung. Uns war also klar, dass wir eine eigene Idee, etwas Unver-
wechselbares brauchten.“ 

Die tropfende Weinflasche und der Gedanke an Bierdeckel als 
Untersetzer seien der zündende Funke gewesen. „Kurze, frische 
Sprüche über Demokratie auf Bierdeckel aufzudrucken. Die Idee 
fanden wir gut. Bierdeckel sind überall zu finden“, erklärt Engel. 
„Sie liegen in jeder Kneipe, in jedem Restaurant. Und die Men-
schen sprechen über das, was auf sie aufgedruckt ist.“ Das Ziel: 
den demokratischen Dialog auch im Kleinen zu fördern. „Es ging 
uns nicht um Belehrung. Es ging uns darum, die Leute miteinan-
der ins Gespräch zu bringen.“ Erste Entwürfe waren schnell ent-
wickelt: „DEMOKRATIE – Autokraten haben kurze Beine“, „DE-

MOKRATIE – Wie geil ist das denn?“ oder auch „DEMOKRATIE 
– kennt keine 4-Tage-Woche“ steht plakativ auf den Deckeln. Dass 
daraus mehr werden würde als eine Präsentation im Seminar, war 
zu diesem Zeitpunkt nicht absehbar. 

Bedrohung für die Demokratie
Ende des Sommersemesters stellten die Studierenden ihr Projekt 
schließlich im Seminar vor. Das positive Echo ließ sie beim ge-
meinsamen Kaffee weiterdenken. Getreu dem Motto, dass alle 
Theorie grau ist, beschloss die Gruppe, ein Wagnis einzugehen 
und die Arbeit in eine möglichst bunte Praxis umzusetzen. Das 
ist alles andere als selbstverständlich, besteht die Gruppe um En-
gel doch ausschließlich aus Studierenden im eher gesetzten Alter: 
Der Älteste von ihnen geht auf die 90 zu. Sie alle blicken auf einen 
langen Lebensweg zurück. „Jeder von uns hat natürlich seine ei-
genen persönlichen, gesellschaftlichen und politischen Umbrüche 
erlebt“, sagt Engel.  „Aber als Gruppe haben wir ein gemeinsames 
Verständnis entwickelt, dass es wichtig ist, gegen Rechtsradikalis-
mus vorzugehen. Den spüren wir als Bedrohung für unsere De-
mokratie.“

Nach der Entscheidung für Lünen als Projektort wurden die Stu-
dierenden gemeinsam bei der Stadt im Kreis Unna vorstellig. 
Vier Motive wählte die Stadtverwaltung aus und gab sie in Druck: 
Heraus kamen bunte, durchaus humorvolle Bierdeckel: „Hopfen 
und Malz – Demokratie erhalt‘s“, heißt es auf einem. Von Ende 

August bis Anfang Dezember 2025 verteilten die Initiatoren 
17.000 Demokratie-Bierdeckel an 33 Orten: darunter Restaurants, 
Kneipen und Hotels, aber auch Schulen und sogar eine Kita.

Präsident lädt in den Landtag ein
Parallel investierte die Gruppe viel Zeit in Information und Wer-
bung. Mit mehr als 2.500 E-Mails und Briefen an Abgeordnete 
deutscher Parlamente und an andere politische Institutionen war-
ben sie für ihr Projekt. Neben den Büros von Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier und Hendrik Wüst, dem Ministerpräsi-
denten Nordrhein-Westfalens, meldete sich auch André Kuper, der 
Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen. Auf seine Einladung 
hin besuchte die Gruppe schließlich im November 2025 das Par-
lament in Düsseldorf und stellte ihm ihr Projekt vor. „Dass wir es 
mit unserem kleinen Projekt bis in den Landtag schaffen, hat uns 
schon überrascht“, sagt Engel. „Das ist neben dem vielen anderen 
Zuspruch doch ein Zeichen, dass wir weitermachen sollten.“ 

Ende März 2026 werden Horst Engel und seine Mitstreiterin-
nen und Mitstreiter ihr Projekt anlässlich der Semestereröffnung 
an der Universität Münster vorstellen. Und natürlich sind weitere 
Bierdeckel mit neuen Motiven geplant: „DEMOKRATIE – Safe, 
das coolste System ever“ etwa. � rüc

Nicht nur in Lünen gibt es Demokratie-Bierdeckel. Eine Gruppe junger Menschen 
in Frankfurt am Main etwa hat Bierdeckel mit Quizfragen zur Demokratie be-
drucken lassen und damit ebensolchen Erfolg wie die Studierenden im Alter. 
Wer weitere Projekte kennt, in denen sich Bürgerinnen und Bürger unabhän-
gig und ehrenamtlich vor Ort für die Demokratie einsetzen: Die Redaktion von 
Landtag Intern freut sich über Hinweise an landtag-intern@landtag.nrw.de. Mit 
einer Kontaktaufnahme zur Redaktion von Landtag Intern erklären Sie sich mit 
einer Verarbeitung Ihrer Daten einverstanden (Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO). Ihre 
Daten werden vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben. Weitere 
Informationen zur Datenverarbeitung und Ihren Rechten finden Sie hier: www.
landtag.nrw.de/home/footer/datenschutz.html.

mailto:landtag-intern%40landtag.nrw.de?subject=Landtag%20Intern
https://www.landtag.nrw.de/home/footer/datenschutz.html
https://www.landtag.nrw.de/home/footer/datenschutz.html
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Porträt: Gönül Eğlence (Grüne)
Wie kamen sie in die Politik? Wo liegen ihre politischen Schwerpunkte? Landtag Intern stellt in jeder Ausgabe Abgeordnete vor. Diesmal im 
Porträt: Gönül Eğlence, stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Grünen und Sprecherin für Migration und Teilhabe.

Wenn Gönül Eğlence (46) über ihre poli-
tischen Anfänge spricht, beginnt sie nicht 
bei Parteibüchern oder ersten Mandaten, 
sondern bei einer Demonstration. Sie war 
zwölf Jahre alt, als sie Anfang der 1990er-
Jahre heimlich zu einer Antikriegsdemo 
gegen den ersten Irakkrieg ging. Dabei 
hatte es ihr Vater verboten. Zu präsent sei-
en für ihn die Erfahrungen aus der Türkei 
der 1970er- und 1980er-Jahre gewesen – 
Demonstrationen, Repression, politische 
Gewalt. „Ich bin trotzdem gegangen“, sagt 
Eğlence heute. Rückblickend wirkt dieser 
Moment wie ein frühes Versprechen an 
sich selbst: sich einzumischen, auch wenn 
es unbequem wird.

Zeitung auf dem Küchentisch
Das politische Interesse sei jedoch schon 
früher geweckt worden: am Küchentisch. 
Sonntags habe dort immer eine türkische 
Tageszeitung gelegen, die ihr Vater gekauft 
hatte – nicht nur, damit seine vier Kinder 
die Sprache lernten, sondern auch, um sie 
zum Nachdenken zu bringen. Jeder muss-
te einen Artikel vorlesen, anschließend 
stellte der Vater Fragen. Ob sie verstan-
den hatten, worum es ging. „In der Retro

spektive hat mich das sehr politisiert“, sagt 
Eğlence. 

Aufgewachsen ist sie in Ostwestfalen 
– in den 1990er-Jahren, einer Zeit, die sie 
rückblickend als rau beschreibt. Skinheads 
auf der Straße seien keine Ausnahme gewe-
sen. Eine Begegnung habe sich eingebrannt: 
Auf einem Sommersonnenwende-Festival 
an den Externsteinen im Teutoburger Wald 
habe sie einem Neonazi direkt gegenüber-
gestanden, der ihr eine Ohrfeige verpasst 
habe. Sie sei damals ein Punk gewesen, mit 
pinken Haaren und Nasenring. Zum ersten 
Mal habe sie sich bewusst die Frage nach 
ihrer Herkunft gestellt, nach dem Namen 
ihrer Eltern, nach dem, was hätte passieren 
können, wenn der Angreifer mehr über sie 
gewusst hätte. Es ist der Moment, in dem 
sie beginnt, sich intensiver mit ihrer eige-
nen Biografie auseinanderzusetzen, türki-
sche Bücher zu lesen, sich mit Identität und 
Zugehörigkeit zu beschäftigen.

Ihr Weg in die Politik führte sie zu-
nächst über die Hochschule. Gönül Eğlen-
ce hat Sozialwissenschaften und Turkistik 
auf Lehramt studiert und sich hochschul-
politisch in Fachschaften engagiert. Dort 
sei sie von den Grünen angesprochen 
worden, die in ihr eine Mitstreiterin gese-

hen hätten. Für sie sei klar gewesen: Wer 
wirklich etwas verändern will, muss in eine 
Partei. Außerparlamentarischer Protest 
sei wichtig, sagt sie, aber sie habe konkret 
gestalten wollen. Zehn Jahre lang war sie 
Kreisvorsitzende der Grünen, wurde Be-
zirksbürgermeisterin in Essen, sammelte 
kommunalpolitische Erfahrung – Schritt 
für Schritt.

Beruflich arbeitete sie lange in der po-
litischen Bildung, zuletzt als Leiterin einer 
NGO (Nichtregierungsorganisation). Als 
Landesverantwortliche von „Teach First 
Deutschland“ setzte sie sich für bildungs-
benachteiligte Kinder und Jugendliche ein. 
Bildungsgerechtigkeit und Integration sei-
en zu ihren zentralen Themen geworden. 

Seit 2022 sitzt Gönül Eğlence für die 
Grünen im Landtag von Nordrhein-West-
falen. Sie ist stellvertretende Fraktions-
vorsitzende und Sprecherin für Migration 
und Teilhabe. Der Unterschied zur NGO-
Arbeit sei spürbar. Früher habe sie „heute 
entscheiden und morgen umsetzen“ kön-
nen. „Politik verlangt Geduld, Mehrheiten, 
Kompromisse. Das ist manchmal frustrie-
rend“, sagt die Abgeordnete, „aber es ist 

der Kern von Demokratie.“ Und manch-
mal entfalte politische Arbeit eine andere, 
tiefere Form von Wirksamkeit – „dann, 
wenn sie Strukturen verändert, statt Symp
tome zu behandeln“.

Ein Beispiel dafür sei das geplante Lan-
desantidiskriminierungsgesetz. Zum ers-
ten Mal wolle das Land damit ausdrücklich 
anerkennen, dass es Diskriminierung auch 
durch staatliche Stellen gebe – in Schulen, 
bei der Polizei, in Behörden. „Nicht mit 
dem Ziel zu bestrafen“, betont sie, „son-
dern um Diskriminierung abzubauen.“ 

„Keine Sonderaufgabe“
Migration und Teilhabe versteht Gönül 
Eğlence nicht als Nischenthema. Im Gegen-
teil. In einem Land, in dem rund 40 Prozent 
der Menschen eine Migrationsgeschichte 
hätten, dürfe Integration keine Sonderauf-
gabe sein. Umweltpolitik, Gesundheitspo-
litik, Bildung – all das müsse von Anfang 
an die vielfältige Gesellschaft mitdenken. 
„Wir trennen diese Bereiche noch viel zu 
oft“, sagt sie. 

Wenn sie abschalten möchte, reist sie 
gern, um den Horizont zu erweitern. Frü-
her hat sie viel gemalt und gezeichnet, in 
ihrer Freizeit Kurzgeschichten geschrie-
ben. „Ich bin gerne kreativ – auch wenn 
dafür in den letzten Jahren oft die Zeit 
fehlte.“ � Maike von Galen

Nachgefragt
Was ist Ihr Lieblingsbuch und warum?
Davon gibt es viele. Klassiker wie Momo oder Kafka als 
treuer Begleiter. Oder Surreales wie Haruki Muraka-
mi oder Alper Canıgüz. Das letzte Buch, das mich tief 
bewegt hat, ist ein türkischsprachiges: „995 km“ von 
Murathan Mungan. Es arbeitet die kurdische Geschichte 
der 1990er-Jahre in der Türkei auf. Aus der Perspektive 
eines Attentäters, der als eine Art Doppelagent tätig 
ist. Für das türkische Militär, aber eben eigentlich für 
eine islamistische Sekte. Und alle Bücher der Känguru-
Chroniken. Man hört mich oft daraus zitieren. Das Beste 
der zeitgenössischen deutschsprachigen Literatur, wie 
ich finde. 

Welche Musik hören Sie gerne?
Nach wie vor: Grunge. Immer noch eine meiner Lieb-
lingsbands: Pearl Jam. Dem folgend auch türkische 
Bands wie Duman.

Was haben Sie immer in Ihrem Kühlschrank vorrätig?
Käse. Viele, viele Sorten Käse.

Ihr liebstes Reiseziel?
Wenn ich nicht weiß, wohin, wird es immer 
Italien. Egal, ob Norden, Zentralitalien 
oder Süden – Italien ist immer eine 
gute Idee.

K U R Z  N O T I E R T

Zur Person
Gönül Eğlence (46) wurde in Detmold geboren. Nach 
dem Abitur studierte sie an der Universität Duisburg-
Essen Sozialwissenschaften und Turkistik (türkische 
Sprach- und Literaturwissenschaften) auf Lehramt. 
Im Anschluss an das Erste Staatsexamen arbeitete die 
heute 46-Jährige u. a. als wissenschaftliche Hilfskraft 
am Institut für Entwicklung und Frieden. Eğlence ist 
seit 2009 Mitglied der Grünen. Von 2012 bis 2020 
war sie Vorsitzende der Grünen in Essen, von 2014 bis 

2018 Mitglied im Landesvorstand der Grünen NRW. 
Landtagsabgeordnete ist Gönül Eğlence seit Juni 

2022. Seit August 2022 ist sie stellvertretende 
Vorsitzende ihrer Fraktion.

Besuch aus Kanada
Der Präsident des Landtags, André Ku-
per, hat am 16. Januar 2026 die neue Bot-
schafterin Kanadas in Deutschland, Vera 
Natalie Alexander, im Landtag begrüßt. 
Beide tauschten sich über die Stärkung der 
politischen und wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit aus. Die Beziehung zwischen 
Kanada und Nordrhein-Westfalen ist von 
wirtschaftlicher Kooperation und wissen-
schaftlichem Austausch geprägt. So bildet 
Nordrhein-Westfalen den größten Han-
delspartner Kanadas innerhalb Deutsch-
lands. Aktuell sind mehr als 80 nordrhein-
westfälische Unternehmen in Kanada 
angesiedelt. Mehr als 60 Hochschulkoope-
rationen fördern die Zusammenarbeit in 
der Wissenschaft.

Präsident André Kuper empfing Botschafterin Vera Natalie 
Alexander� Foto: Schälte

Neue Ausgabe
Die nächste Ausgabe der Parlamentszeit-
schrift Landtag Intern erscheint am Diens-
tag, 24. März 2026. Sie ist ab Freitagnach-
mittag, 20. März 2026, online abrufbar 
unter www.landtag.nrw.de.
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Fünfte Jahreszeit im Landtag
Am Dienstag, 3. Februar 2026, heißt es wieder Helau und Alaaf im 
Landtag. Der Präsident des Landtags, André Kuper, empfängt 
Prinzenpaare, Dreigestirne sowie Prinzessinnen und Prinzen 
aus dem gesamten Land im Parlament. Mit dem traditionel-
len „Närrischen Landtag“ würdigt der Präsident Karneval als 
bedeutendes nordrhein-westfälisches Brauchtum. Der Emp-
fang gilt auch als Dank für das vielfältige ehrenamtliche 
Engagement in den Karnevalsvereinen.�

Foto: Schälte
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